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Städtebünde und Landfriede im 14. Jahrhundert 
Non HEINZ ANGERMIEIER 

Die deutsche Geschichte des 14. Jahrhunderts liefert in fast allen 
Bereichen des öffentlichen Lebens, in der Politik der Territorial- 
herren, der Stände und Städte, in der Hausmacht-, der Wahl- und - 
Landfriedenspolitik ganz neue Aspekte. Aus dem. Grenzbereich des 
Rechtslebens und der politischen Bestrebungen soll hier die Frage 

nach dem Zusammenhang von Landfrieden und Städtebund unter- 
sucht werden, wobei das Phänomen des Städtebundes, das im 14. Jahr- 
hundert eine große und das ganze Reich bewegende Bedeutung er- 
halten hat, besonders beachtet werden soll. Das ist um so -mehr 
gerechtfertigt, als -das Anliegen des Städtebundes keineswegs nur 
Landfriedenssorge ist. Die neuere Forschung hat wiederholt darauf 
hingewiesen, - daß in' der Landfriedensbewegung das Moment räum- 
licher Ordnung und territorialer Herrschaft das vorherrschende ist1; 
bei der Streulage der Reichsstädte war also eher Grund zur Vorsicht, 
als zur Initiative gegeben. Zeigt doch bereits der rheinische Städte- 
bund aus dem Jahre 1254, wie sehr ein vornehmlich dem Landfrieden. 
dienender Städtebund auf die Mitwirkung der Territorialherren an- 
gewiesen war. Die Aufrichtung der aus Fürsten und Städten gemisch- 
ten Landfriedensbünde versetzte dann die kleineren Reichsstände- 
und die Städte leicht in die Lage, Ausführungsorgane der, fürstlichen 
Landfriedenshauptleute oder gar Gerichtsuntertanen der von Für- 
sten bestimmten Landfriedensbehörden zu werden. Wie die Erz- 
bischöfe von Köln2, so trachteten vor allem auch die Habsburger im 
Südwesten des Reiches, auf dem Weg über die Landfriedenshand- 
habung zur herzoglichen Macht überhaupt zu gelangen s. Wie so die 
Landfriedenshoheit für die Fürsten der bequemste Weg zur Landes- 
herrschaft war, so lag für die Städte darin die größte Gefahr, ihre 
Reichsfreiheit zu verlieren. 

-Die Landfriedensbünde wurden mit viel Mißtraien und Sorge von 
den Städten betrachtet. Daher erstreckten sich die städtischen Inter- 
essen vor allem auf Sicherheit der Straßen und Bewahrung. ihrer 
-Rechte, auch ohne, ja gerade gegen die üblich gewordenen territoria- 

1 K. S. Bader, Probleme des Landfriedensschutzes im mittelalterlichen Schwa- 
ben: Z. f. Württ. Landesgesch. 3,1939, S. 9. B. Meyer, Die Sorge für den Land- 
fricden im: Gebiet der werdenden Eidgenossenschaft 1250-1350, ' 1935, S., 4. 
J. Gernhuber, Die Reichslandfrieden bis 1235,1952, S. 20 u. 119. 

2 'Vgl. dazu E. Bock, Der Kampf um die Landfriedenshoheit in Westfalen und 
die Freigerichte bis zum Ausgang des 14. Jahrhunderts: ZRG*germ. Abt. 48,1928. 

,3 Vgl. dazu B. Meyer, S. 36ff. 
. 
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len Landfriedensbündnisse. Insofern die reichsunmittelbaren Städte 

.` 
einerseits zwar nur dem König unterstanden, aber nur ein beschränk- 

- 
tes Bündnisrecht hatten, anderseits aber sich 'sowohl politisch'als auch . 
moralisch den Landfriedenspflichten nicht entziehen konnten, lag die 
Lösung des Problems vorerst-allein in den Händen des Königs.. Ge=" 
wiß war das Königtum durch die: vielen Rechte. der Fürsten ge 
schwächt und in seiner Aktionsfähigkeit sehr beengt, aber es war doch 
nach wie vor der vornehmste Wahrer. des Reichsrechts und . konnte 

. durch dessen Handhabung die Bemühungen der Stände und Städte 
fördern, oder hemmen. Hatte darum auch Ludwig der Bayer mit dem 
Reichslandfrieden von 13234 die Ausübung des Landfriedens weit- 
gehend auf die Territorialherren und deren Amtsleute übertragen 5, 
so verblieben doch auch-in den territorialen Landfriedenseinungen 
dem Königtum noch Einflußmöglichkeiten, zum Beispiel durch die 
Ernennung des Landfriedenshauptmanns und des Obmanns des Ge- 
schworenengerichts, durch die Einsetzung eines. Schiedsgerichts, 
durch das \Vliderrufungsrecht oder durch die von den, Städten sehr 
'begehrte Verleihung des Reichsbanners an die Truppen des Land- 

, 
friedens. Die prinzipielle Landfriedenshoheit des Königs im Reich 

. blieb unbestritten; er gebot oder billigte die Einungen in der Regel. 

. 
Als Organ der öffentlichen Ordnung blieben die Landfr. iedensbünd- 
nisse auch jetzt noch ein Teil der staatlichen Verfassung. .. 
: «Unter. diesen'Aspekten"gewinnt das Verhältnis Städtebündnis und " Landfriede erst in dem 

. 
Augenblick für die Reichsgeschichte eine. 

eigene Problematik, als Ludwig der Bayer 1331 mit 22 schwäbi- 
schen Reichsstädten ein �Bündnis" abschloß, sie damit aus dem terri 
torialen Rahmen und den reichsrechtlichen Bündnisformen des Land- 

... 
friedens heraushob und eine Verbindung ständischen und politischen 
Charakters an deren Stelle setzte G. Zwar übernahm das Bündnis aus 
den Landfriedensordnungen formal., den Vorbehalt gegen das Reich, 
die. gegenseitige Hilfe im-Falle-widerrechtlichen Angriffs, die Rechte 
der freien Versammlung, der Selbsthilfe und der Neuaufnahme von 
Mitgliedern; aber. bei der ständischen Begrenzung: des : Bundes ge-. 
winnen alle diese Formen doch eine neue Tendenz, das Anliegen des 
Landfriedens tritt ganz in den Hintergrund Das Versprechen, nicht ". _ 
vom Reich getrennt zu werden, ist für die Städte wichtiger, während 
der Hauptwert des Bündnisses für den König im der Hilfe liegt, die 

* DMGH-Const. V, 735, auch Zeumer, Quellensammlung ; zur Geschichte' der 
deutschen Reichsverfassung, 2. Aufl., S. 172. " 

s Vgl. dazu J. Schwalm, Die Landfrieden unter Ludwig dem Bayern, 1889, 
S. 11. _ y. . 6 W. Vischer, Geschichie des schwäbischen Städtebundes der. Jahre'1376 bis, 
13ö9, Kegesten Nr. 9: Forsch. Z. ueutscnen uescmcnte na. -4, iaoZ. 

7 Vischer, S. 14.. 
}. __ 
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seine Söhne dadurch nach seinem Tod zur Erhaltung des Königtums, 
im Hause Wittelsbach erhalten würden. Ohne das Reichsrecht ver- 
letzt zu haben, waren jetzt die Städte von den' territorialen La. nd- 
friedenseinungen befreit und hatten doch durch die Verbindung mit 
-dem König das Recht erlangt, sich untereinander zu beraten und bei- 
zustehen, wenn ihre Rechte durch Dritte gefährdet würden. So gab 
der König den Städten eine Macht, die leicht dem Königtum gefähr- 
lich werden konnte, wenn auch 1331 noch niemand daran zweifelte, 
daß die zwei Elemente des Vertrags, nämlich Treue gegen das wit 
telsbachische Haus und Unantastbarkeit der städtischen Freiheiten, 
einander stützen und das erstere jedenfalls das gewichtigere Moment 
sei. 

Kein Wunder, daß die fürstlichen Zeitgenossen nur mit Miß- 
behagen auf den königlich-städtischen Bund blickten. Bei der ge- 
trübten Hoffnung, durch die Landfriedenstätigkeit sich die Städte 
unterordnen zu können, war die Neuerung, daß hier eine städtische 
Machtgruppierüng reichsrechtlich sanktioniert wurde, um so weni- 
ger. anzunehmen, als eben in dieser Zeit sich die Fürsten*.. und" ins 
besondere die Kurfürsten anschickten, sich gleichfalls als Wahrer 
des Reichsrechts zu betrachten. Ludwig selbst mußte sich entschlie- 
ßen, seinem Bund wieder mehr den Charakter eines Landfriedens zu 
geben, indem er die größeren Herren Schwabens 1340 aufnahm, 
neben den politischen Belangen auch denen des Landfriedens breiten 
Raum einräumte und die Organisation einer aus Herren- und Städte- 
-vertretern gemischten Kommission unterstelltes. Blieb- den Reichs 
städten auch das königliche Wohl«'ollen erhalten9, so waren doch 
die alten- Bündnisformen des Reichsrechts wieder hergestellt und 
einer gefährlichen Entwicklung der Riegel vorgeschoben. 

Die Städte hingegen -dachten nicht mehr daran, ihre Ansprüche 
und ihre Bestrebungen nach völliger Entscheidungsfreiheit aufzu 
geben. Beim Tode Ludwigs zerfiel der Landfriedensbund von-1340 
und die Reichsstädte vereinigten sich untereinander �zu gemein-: 
samem Schutz und gemeinsamem Handeln in Betreff der Anerken- 
nung eines neuen Königs"10. Wird hier auch davon gesprochen, das 
Bündnis nach Anerkennung eines Königs wieder aufzugeben-bziv. es 
mir .. mit Erlaubnis des, anerkannten Königs weiterzuführen, so soll . doch die Anerkennung des Königs selbst von der Bestätigung. der 
Privilegien, wie es bei Fürsten Brauch war, und vom erneuten. Ver-. " 

6 Vischcr, Regesten Nr. 20. 
D So in der Versicherung, daß sie nur um Raub, Mord"und Brand vor den Land- 

friedensgerichten, sonst aber nur ihren eigenen städtischeli. Gerichten verpflichtet 
seien. Vischcr, Regesten Nr. 26. 

10 Vischcr, Regesten Nr. 27. 
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-. sprechen, die Städte nicht zu verpfänden, abhängig gemacht werden. 
'Die scheinbare Nachgiebigkeit kann nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß der neue, reichsrechtlich nicht anerkannte Bund das Reichsrecht 

nur bedingungsweise für verbindlich hielt: Nicht mehr die Treue zu 
einem Königshaus, sondern allein die Sicherheit ihrer Rechte ver- 
einigte jetzt die Städte und bestimmte ihr Handeln. 

- Gleichwohl beginnt mit der Regierung Karls IV. eine neue Phase 
königlicher Städte- ünd Landfriedenspolitik, die den engen Zusam- 
menhang zwischen beiden Bereichen weiter unterstreicht. Die Poli- 
tik des Luxemburgers, die 'zunächst auf allgemeine Anerkennung 
und mittelbare Einflußnahme des Königtums in allen Bereichen ab- 
gestellt war, arbeitete vor allem den ständischen Gruppierungen. erit- 
gegen und verminderte die prinzipiellen Gegensätze zwischen Für- 
sten und Städten. So hat er nicht, nur, als er 1348 nach Bestätigung. 

"der, städtischenFreiheiten die Anerkennung erlangt hatte, das Städte- 
bündnis nicht anerkannt, auch der von ihm selbst in der Goldenen 
Bulle vorgeschlagene Kurfürstenrat dürfte in der ganzen Regie- 
rungszeit Karls wohl nicht zusammengetreten sein. Zur. Durchfüh- 
rung dieser Ausgleichspolitik gab es keine bessere Möglichkeit, als 
eine konstante Landfriedenspolitik, die Fürsten und Städte ständig 
im Dienst der öffentlichen Ordnung vereinigte und sie gemeinsam 
den Normen des Reichsrechts unterordnete11. Schon 1350 löste Karl 
den schwäbischen Städtebund auf, �mandans et volens ut nobiles et 
civitate5 se mutuo defenderent et iuvarent contra iusticie invasores" 12. 
Kraft seiner Landfriedenshoheit erneuerteer die schwäbischen Einun- 
gen' 1352,1353 und 135613. Wie sehr ihm in dieser ersten Regie- 
rungszeit daran lag, den Argwohn der Städte -zu vermeiden, zeigt die 
Urkunde von 135614, wonach die Durchführung des Landfriedens 
den Städten in ihrem Bereich selbst überlassen blieb. Sie durften Be-, 
ratungen miteinander pflegen und Zuzug, Hilfe und Kontrolle unter 
sich regeln. Es gab keine paritätisch besetzte Kommission, keinen 
fürstlichen Hauptmann, keinen kaiserlichen Obmann. Zuerst mußte 
die Wahrung seines Rechts, den Landfrieden zu gebieten, und die 
allseitige Anerkennung seiner Landfriedenshoheit dem Königtum 
wieder Ansehen verschaffen. Erst nach seiner Kaiserkrönung ging. 
Karl entschiedener vor, indem er in, der 

�Goldenen Bulle" alle Bünd- 
nisse,. die. nicht dem Landfrieden dienen, reichsgesetzlich verbot16. 

11 Vgl. dazu H. Heimpel, Deutschland im späteren Mittelalter: Handbuch 
der deutschen Geschichte hsg. von Brandt-Meyer, S. 319. 

12 Heinrich von Diessenhofen, bei Stälin, \Virtembergische Geschic te, Bd. 3, 

13 Vgl. Vischcr, S. 17. 
14 -D att, De pace publica, S. 31. 
15 Kap. XV; bei Zeumer, Quellensammlung S. 305. 
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Die späteren kaiserlichen Landfrieden in Schwaben 1359,1370 und- 
1373 haben dann alle einen kaiserlichen Obmann und mit Ausnahme 
von: 1370 auch eine durch Herren und Städte gemeinsam besetzte Ge- 
schworenenkommission16. Es wäre falsch, diese Landfriedenspoli- 
tik Karls, die durch eine behutsame Zentralisation gekennzeichnet 
ist, oder etwa sein Bündnisverbot als nur gegen die Städte gerichtet, 
zu betrachten. Bei der schmalen reichsrechtlichen Basis, die noch ge- 
blieben war, bedurfte es der rastlosen Wachsamkeit, wie Karl IV. sie 
übte, um die Bündnishoheit und den Einfluß des Königs genügend 
zur Geltung zu bringen. Waren doch die Landfriedenseinungen schon 
nahe genug daran, politische Instrumente zu werden durch die terri- 
toriale Begrenzung, die Truppenstellungen und die oft über. den 
Landfriedenszweck hinausgreifenden Hilfsverpflichtungen der Teil- 
nehmer; manchmal wurde überhaupt die königliche Billigung nur 
noch stillschweigend vorausgesetzt'-. Was Karl im Rothenburgei:. 
Landfrieden von 1377 als Ideal königlicher Landfriedenshoheit vor- 
geschwebt war, erreichte keiner der wirklich zustandegekommenen 
Landfrieden des. 14. Jahrhundertsls; hier sollte es keine ständische 
Kommission geben, sondern die Verfolgung der Fricdbrüche durch 
den König, seinen Hauptmann oder den Landesherrn geschehen; wo 
aber die Fürsten nicht genügend dazu hülfen, sollte der königliche 
Hauptmann auch in den landesherrlichen Territorien die Verfolgung. 
aufnehmen dürfen. Das Landfriedensgericht lag ganz beim König, 
auch das Recht beliebigen Widerrufs. Aber dieser Landfriede wurde. 
schon ein Jahr später durch einen anderen, den ständischen Wün- 
schen entsprechenderen ersetzt19. 

Im ganzen ergibt dieBetrachtung derLandfriedenspolitik KarisIV., 
daß auf diesem Gebiet zwar im Augenblick weder Macht noch'großc 
-Erfolge zu erwarten. waren, auf lange Sicht gesehen jedoch in der. 
kräftigen Bewahrung des Reichsrechts und 'in der unablässigen Mit 
wirkung bei der Friedenshandhabung ein bedeutendes Mittel zur. 
Festigung der Reichsgewalt lag. Wie sehr sich darum Karl auch um. 
die Wahrung seiner Landfriedenshoheit bemühte, der Akzent seiner . Regierung mußte vorläufig doch auf dem-Gebiet politischer Macht- 
erwerbung und der Sicherung der Erbfolge liegen. Die starke Stel-_ 
lung der Fürsten im Reich, die Umstände seiner Wahl und nicht zu- 
letztdie territorialen; Bedürfnisse seines Hauses veranlaßten ihn da- 
bei; sich vorab, die Freundschaft der Fürsten zu sichern. Zahlreiche s: 

16 Dazu E. Fischer, Die Landfriedensverfassung unter Karl IV., 1883, S. 35. 
17 So errichteten die bayerischen Herzöge eigene Landfrieden und traten denen 

von Karl IV. für Franken und Bayern nicht bei. Vgl. E. Fischer, Beilagen I, II 
" und III. 

18 Deutsche Reichstagsakt. en Bd. I, 'Nr. 112.19. Reichstagsakten Bd. I, Nr. 
"121. 
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. 
Abmachungen, Verträge und wechselseitige Verbindungen legen da- 
von Zeugnis ab. 

Es ist freilich eine eigentümliche Verkettung, wenn dieser, Versuch, 
das Reichsrecht und seine Handhabung wieder ganz ans Königshaus 
heranzuziehen, bei den feudalen Verfassungszuständen des Reichs 
nun ganz und gar auf einer fürstenfreundlichen Politik aufgebaut 
werden mußte. So wurden bei der Behandlung politischer Fragen die 
Reichsstädte nicht selten zum Objekt der königlichen Interessenpoli- 
tik; das Abhängigkeitsverhältnis vom Königtum ist sehr stark betont 
und aktiv werden die Städte nur herangezogen, wenn Hilfeleistungen 
für den König fällig waren. So, als sie zur Erwerbung der Mark 
Brandenburg 1373 um 200000 Gulden beschatzt wurden20, oder als 
sich beim Herannahen der Wahl Wenzels zum deutschen König, trotz 
des Versprechens vom Januar 1348, neuerliche Städteverpfändungen 
als förderlich erwiesen. Wie sehr Karl die Städte nur als Untertanen 
betrachtete, zeigt sich z. B. auch in dem 1358 nur mit Fürsten und 
Herren Frankens *und Bayerns abgeschlossenen Landfrieden; sind 
sie auch unbeteiligt, so befiehlt ihnen Karl doch, mit aller Macht zur 
Durchführung des Landfriedens zu helfen, �als sie uns und dem 
reich verbunden sind"21. Hatten die "Reichsstädte dieser ihnen un- 
günstigen Politik bis 1376 geduldig zugesehen, so ist nicht'zu leug-. 
nen, daß jetzt, -als Donauwörth zum zweitenmal verpfändet22 und 
\Veil an den Wirtemberger versetzt wurde, 23 für die Städte und ihre 
politische Stellung im Reich alles auf dem Spiele stand, zumal der 
junge König noch mehr. auf die Fürsten angewiesen war, um sein. 
Königtum zu erhalten. Die Entscheidung, ob Karls fürstenfreund- 

liche Reichspolitik auf Kosten der Städte gelingen würde, stand jetzt 
unmittelbar bevor. Im Juli 1376 verbündeten sich zunächst 14 Reichs- 
städte Schwabens �wider Jedermann" zum Schutz ihrer Rechte. 21 In 
einem Brief der 'Bundesstädte heißt es: �wan, worden wir, bruchtig 
daran, so worden wir ons noch deine riche furbas nit me nucze. ". 25 
Diesmal waren sie es, denen König und Reich nicht mehridentisch 
waren. Aber ihr Bündnis richtete sich nicht nur gegen den König, 
sondern auch gegen das Reich und sein in der Goldenen Bulle ausge- 
sprochenes Recht. Karl belegte den Städtebund mit der Acht und . zog in Ausführung derselben mit Kriegsmacht vor. Ulm. Der Mißer- 

20 A. Nuglisch, Das Finanzwesen des Deutschen' Reiches unter 'Kaiser 
KarliV., 1889, S. -14., 

21 E. Fischer, Beilage I, S. 107, Art. 5. ' . 22 W. Vischer, Regesten Nr. 80. 
23 W. Vischer, Regesten Nr. 83. 
21 W. Vischer, Rcgesten Nr. '82; vgl. auch Böhmer-Hubor, Regesta" Im 

perü Bd. VIII, Reichssachen Nr. 630. 
, °s; J. Janssen, Frankfurts Reichskorrespondenz, Bd. I, Nr. 1. 
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folg seines Kriegszuges führte zur teilweisen Versöhnung, indem die 
Städte Wenzel-huldigten und dafür die Bestätigung ihrer Freiheiten 
erhielten; der Bund der Reichsstädte wurde nicht anerkannt, aber er 
blieb bestehen. Für die'Städte hat sich �aigenlich wol erfunden, daz. 

getriains lande mit dehainen sachen alz , %vol geschirmet und daz hay- 
lig riche gesterket und gemeret werden mag, alz mit dem daz wir 
aynhellig sien und ainanderbigestendig. "26 Ihnen ging es jetzt nicht 
mehr nur um. ein neues Versprechen der Unverpfändbarkeit. Da sich 
ihr Bund nur noch. auf seine Macht stützen konnte, war die Legiti- 

mierung dieser Macht, die Anerkennung des Bundes und seine Ein- 
beziehutig in die staatsrechtliche Wirklichkeit des Reiches das einzige 
Mittel, die Freiheit zu sichern. Der Kampf der reichen und in ihren 
Mauern unangreifbaren Städte ging um nichts geringeres als die Än- 
derung der Reichsverfassung, er wird von einer territorialen zu einer 

-. Reichsangelegenheit. Darin liegt der grundsätzliche Unterschied zu 
den früheren Städtebünden, die vornehmlich gegen die Fürsten und 
ihre praktische Landfriedenshoheit gerichtet waren. Jetzt sollte die 
Bestätigung des Bundes unter prinzipieller Anerkennung der könig- 
lichen Landfriedenshoheit im Reich nicht nur dessen faktische Macht 
respektieren, sondern ihn durch die Zuerkennung landesherrlicher 
Rechte den Fürsten im Bezug auf ihre landrechtlichen Befugnisse 
gleichstellen. Die Gleichung Städtebund - Landfriedensgewalt war 
. das Ziel. 27 Darin liegt auch der grundsätzliche Unterschied zu den 
Bündnissen, die die Reichsfürsten zuzeiten gegen das Reichsober- 

- haupt geschlossen haben: die Fürstenbündnisse waren nicht gegen die 
Verfassung gerichtet; wenn darin 

�niemand ausgenommen" wird=a, 
werden politische Ziele von momentaner Bedeutung verfolgt, ohne 
daß dabei an eine Änderung. im. rechtlichen Gefüge des Reichs ge- - 
dacht wird. 

Vereinigung womöglich aller Reichsstädte war die Voraussetzung 
. 

-für 'das Gelingen der Absichten, Obstruktion gegen die königliche 
Politik- und Provokation der Fürsten bezeichnen den Weg, der dahin 
führen sollte29. Die Fürsten wehrten sich entschieden gegen die Auf- 

20 Aus der Bündnisurkunde vom 20. Sept. 1377; bei Vischer S. 189: 
-i ygl. 'O. Gierke, Das Genossenschaftsrecht, Bd. I, S. 510; ferner K. S. Ba- 

der S. 48ff. 
=s Böhmer-Huber, Regesta Imperii VIII, Reichssachen 360/568. 
=2 Der Bund umfaßte bald alle schwäbischen Reichsstädte, er vereinigte sich 

. 1381 mit dem eben gegründeten rheinischen Städtebund (vgl. dazu W. Messer- 
s ch midt, Der rheinische Städtebund von 1381-89,1907), bis 1385 hatten sich ' 
auch Regensburg, die drei fränkischen Reichsstädte und Nürnberg, die schweize- 
rischen Reichsstädte und Basel angeschlossen. - Provokation der Bayernherzöge' 
in der Aufforderung an. Regensburg, dem Bund beizutreten, vgl, V is eher, Re= 
gesten Nr. - 161-165, ferner in der 'Aufnähme des Salzburger Erzbischofs als Ver- 
bündeten, des Feindes der Bayernherzöge. 
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nahme des bündischen Prinzips in die Reichsordnung; sie verlangten 
bald nach dem Tod Karls IV. vom jungen König die Erneuerung des 
Bündnisverbots. 

�tuge er dez nit, so sie er dehain- kurvig noch herr" 30 
drohten sie. Zti einer reichsrechtlichen Anerkennung des Bundes ließ 
sich Wenzel auch nicht herbei, selbst als ihm die Städte dafür den 

, -Beitritt zum Urbansbund, seinem nächsten und wichtigsten Anliegen 
verhießen. Und noch zu einer Zeit, als \Vlenzels Königtum in höch- 
ster Gefahr stand, war er zur Anerkennung des Städtebundes nicht 
zu bewegen31. Aber auch ein Verbot des Bundes war von ihm nicht 
zu erreichen in dieser ersten Regierungszeit. So erhob sich die über- 
aus wichtige Frage, auf welche Weise Wenzel dem Übel Herr zu 
werden gedachte. Es ist die Frage, ob etwa Wenzel hier bewußt von 
den Spuren seines Väters, abgegangen ist, indem er dessen Methode, 
den Städtebund durch Krieg oder durch politische Isolation unschäd- 
lich zü machen, nicht weiser verfolgte. Vielleicht hat auch die Furcht 
vor einer neuerlichen Niederlage durch die Städte dazu beigetragen, 
daß Wenzel sich für die Anwendung der Rechtsmittel, die er als - 
König noch in Händen hatte, entschied, nämlich des Landfriedens, 
den er, angesichts der Ausdehnung des Städtebundes wieder als 
Reichslandfrieden zu errichten trachtete. So begegnet uns nach einer 
sechzigjährigen Periode territorialer Landfriedenseinungen eine neue 
königliche Reichslandfriedenspolitik. ' Vom Frankfurter Reichstag 
1381 ist ein Entwurf überliefert, der alle Teilnehmer auf Papst Ur- 
ban festlegt und außerdem durch die Neugliederung- der Landfrie- 
densgebiete auffällt, wodurch die eben vereinigten Bünde der schwä- 
bischen und der rheinischen Reichs- und Freistädte wieder getrennt 
und durch die gemeinsame Friedenshandhabung mit den Fürsten 
ihrer Aktiänsfähigkeit beraubt worden wären. Jedem Teilnehmer, 
sollten im einzelnen seine Rechte und Freiheiten garantiert werden. 
Bemerkenswert ist jedoch auch, daß in diesem fürstenfreundlichen 
Landfriedensentwurf Exekution und Gericht völlig den Teilnehmern 
überlassen waren und dein König. nicht. einmal die Ernennung eines 
Obmanns für das Gericht eingeräumt war. Auch ein Schiedsgericht 
für interne Streitigkeiten fehlt; der König erläßt den Frieden nur 
noch 32, ohne Einfluß zu nehmen. 

Die Städte waren zwar notfalls bereit, einem königlichen Land- 
irieden beizutreten, wie ein von ihnen stammender Gegenentwurf 
beweist33, jedoch nur unter der Bedingung, daß die Anerkennung 
Papst Urbans damit nicht verquickt würde und daß schon bestehende 

30 Reicüstagsakten Bd. I, Nr. 141. " 31 Reichstagsak-ten Bd. 111, Nr. 101 und S. III. 
52 Reichstagsakten Bd. I, Nr. 180. 
33 Reichstagsakten Bd. I, Nr. 181. 
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Bünde durch den Landfrieden nicht beeinträchtigt würden. So kam 
der Reichslandfriede nicht zustande. Für den König war er nur ein 
Mittel, die Macht der Städtebünde zu brechen, während diese den 
Landfrieden zur Umgehung der Reichsgesetzgebung" und zur Legi- 
timierung ihrer Vereinigung nützen wollten. Die Schwäche des Land- 
friedens stand im Wechselverhältnis zur Stärke der Parteien, die sich 
seiner bedienten. Auch die noch nicht dem Städtebund angehörenden 
wetterauischen Reichsstädte widersetzten sich dem königlichen Be-, 
fehl von 1382 dem rheinischen Landfrieden beizutreten34. Sie schlos- 
sen sich kurz darauf dem Städtebund an35. Ein Brief der Ulmer an 
Nördlingen zeigt, daß der König entweder seine Politik, oder aber 
seine Mittel hätte ändern -müssen. Sie schreiben: �wellen wir denn 
ainander alz bigestendig sin als wir noh bisher gewesen sien, so sul 
len wir dem almehtigen got wol getruwen daz wir alle unser sach' 
also erobern daz wir mechtiger werden, denn wir ye -%vurden`°36. 

Das Jahr 1383 brachte mit den dringenden Bitten Papst Urbans und 
den gescheiterten Romzugsplänen Wenzels auch jenen Reichsland 
frieden, der infolge des Fernbleibens der Städte als �Nürnberger Herrenbund" in die Geschichte eingegangen ist. Die ' �Einung" 

37 ist 
darin den Landfriedensplänen von 1381 ähnlich, daß sie dem König 
kaum Einflußmöglichkeiten läßt. Die Obmänner der Schiedsgerichte, 
werden von den Fürsten selbst bestellt, die rheinischen'Kurfürsten 
handeln überhaupt ihren eigenen Abmachungen gemäß und in der 
Zuzugsordnung bereitet sich bereits die fürstenfreundliche' Kreis- 

ordnung vor. Aber der politische Charakter des Reichslandfriedens 
_ kommt jetzt stärker zum Ausdruck in den städtebundsfeindlichenAr- 

tikeln 3,8; 18 und 19. 
Mit dem Herrenbund war die königliche Landfriedenspblitik zur 

Beseitigung der Städtebünde vorerst gescheitert. Die Spaltung in 
zwei ständische Lager hatte sich dagegen erneuert. So war die nächste : 
Aufgabe des Königs nur die Vermittlung zwischen den Parteien, da 
die von Fürsten und Städten in Ehingen geschlossene Einung in Kürze 
ablaufen sollte und entweder Krieg oder eine neue Einung, der Par- 
teien ohne königliche Vermittlung bevorstand. Es beginnt 

. 
1384 die 

für das Verständnis der königlichen Stellung höchst interessante Pe- 
riode der Stallungen. In der Heidelberger Stallung von 1384 und 
dann in der Mergentheimer von 1387, die sich formal an die Land- 
friedenseinungen anlehnen und vom König vermittelt waren, beugen 
sich die Städte als' eigenes Bundesorgan dem Landfrieden, während 

3 Reichstagsakten Bd. I, Nr. 192. 
s§ W. Vischer, RegestenNr. 181,187,188. -. 
sa Rcichstagsakten Bd. I, Nr. 141. 
37 Reichstagsakten Bd. I, Nr. 205. 
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der König ihrem Bund die faktische Anerkennung angedeihen-ließss; 
, die er später bis zum mündlichen Versprechen steigerte, den Bund 
zeit seines Lebens nicht abzunehmen39. Aber die beiden Stallungen 
waren- eben keine Landfrieden, sie waren von Wenzel vermittelte 
Waffenstillstandsabkommen, politische Zwischenlösungen, die' bei 
Verschiebung der Machtpositionen auch von den Parteien beiseite 
geschoben wurden. Fehlt doch der Heidelberger Stallung gerade 
das Wesensmerkmal einer Landfriedenseinung, nämlich das Schieds- 
gericht für Streitigkeiten untereinander und damit auch jede Mög 
lichkeit für den König, die Differenzen der Stände unter Geltend- 
machung seiner Oberhoheit auszugleichen. Im Ernstfalle versagte 
die Stallung, weil die Vertragspartner keinen Oberen über sich an- 
erkannten40. 

Bezeichnend und höchst merkwürdig ist nun freilich, daß Fürsten 
und. Städte 1386 in Mergentheim zusammenkamen und dort unter- 
einander ein Schiedsgericht für interne Streitigkeiten vereinbarten, 
ohne. daß der König anwesend oder vertreten war41. Auch -sollte 
nicht der König den Schiedsrichter stellen, man wollte sich von Fall 
zu Fall darüber einigen. Das Bestreben der Stände, die königliche 
Oberhoheit auszuschalten wird dann völlig deutlich bei 'den Waffen- 
stillstandsverhandlungen in Mergentheim, nachdem die Städte bei 
Döffingen geschlagen worden waren und die Parteien 

-im 
ermüden- 

den Krieg die Hoffnung auf einen entscheidenden Sieg verloren hat- 
ten: Die Räte des Königs legten dort anfangs 1389 großen Wert dar- 
auf, daß *die vorhergegangenen Friedsprüche 'des Pfalzgrafen, der' 
nunmehrigen königlichen Entscheidung in jeder Hinsicht untergeord- 
net bleiben sollten. Sie brachten sodann zum Austrag der Streitig- 
keiten ein Schiedsgericht in Vorschlag, im Falle, daß aber ein güt- 
licher, Austrag nicht zustande käme, sollte der König �mit 

dem rech- 
ten" eine Entscheidung herbeiführen; und �welch partie im nicht 
wolgen. wold, so Nvold er (d. König) dem andern tail beholfen sin" 42. 
Aber. die Städte zeigten weder für die Empfindlichkeit des Königs in 
Kompetenzfragen sehr viel Verständnis; noch ließen sie sich auf ein 

18 Freilich . ziemlich verklausuliert durch Ausstellung der' Stallungsurkunderi 
durch einzelne Fürsten und Städte und einer königlichen. Bestätigungsurkunde, die 
die Benennung des Städtebundes aber vermied. Reichstagsaktcn Bd. I, Nr. 244. 

e3 Reichstagsakten"Bd. I, Nr. 301. 
Reichstagsaktcn Bd. 1, Nr. 246. 

ai Reichstagsakten Bd. 1, Nr. 289. Wenn H. Weigel, König Wenzels persön-' -liche Politik. Reich und Hausmacht 1384-1389: DA 7,1944, S. 168, für diese den 
König nicht berücksichtigende Tagung allein die ungarischen Schwierigkeiten.: 
Wenzels geltend macht, so ist das nicht überzeugend, da sein'Gesandter eben von 
einem Heidelberger-Tag zurückkam. " 11 . Reichstagsakten Bd. 11, Nr. Si.: 
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königliches Gericht ein, von der königlichen Exekution ganz zu 
schweigen. Sie legten ferner Wert darauf, daß Acht und Bann bei der 
Schlichtung keinesfalls zur Anwendung kommen sollten. An der Un- 
vereinbarkeit der Standpunkte scheiterten die Mergentheimer Ver- 
handlungen. 

Drei Monate später folgten die Städte dem königlichen Gebot, ihr 

. 
Bündnis aufzulösen, das �wider got, wider uns und daz hailige riche 
und-wider daz recht ist", und traten mit den Fürsten, die gleichfalls 
von ihrem Bund abstanden, dem königlichen Landfrieden bei. - Der 
Abfall der rheinischen und fränkischen Bündner machte auch den 
schwäbischen Reichsstädten den weiteren Widerstand unmöglich. So 
führte der Landfriede wieder Fürsten und Städte zu gemeinsamer 
Obsorge für die öffentliche Ordnung zusammen; ' bestätigte ihre ein- 
zelni: n Rechte und brachte vor allem durch die Auflösung der Bünd-" 
nisse das Reichsrecht wieder zur' Geltung. Die ständische Aufspal- 
tung des Reichs war beendet, die Aufnahme des hündischen Prinzips 
'in die Reichsverfassung zurückgewiesen43. Da die späteren Städte- 
bünde44 eine politische Bedeutung im Sinne des großen schwäbisch- 
rheinischen Bundes von 1376%81 nicht mehr hatten, setzt der Egerer 
Landfriede von 1389 den Schlußpunkt unter eine Periode der Städte- 
macht und der Auflehnung gegen- das Reichsrecht. 

Freilich ist der Schein, daß die politischen Bünde durch eine 
neue königliche Reichslandfriedensgesetzgebung *und durch die 
Rückgewinnung der vollen königlichen Landfriedenshoheit abgelöst 
wurde, '. trügerisch. War auch der politische Zweck erreicht, so' stellt 
der Egerer Landfriede doch keinen 

�Erfolg des Königtums". dari5. 
Der erste große und allgemein anerkannte Landfrieden im Reich, 
der seit 66 Jahren erlassen wurde, zeigt nur, wvie wenig dem König- 
tum bei der Handhabung dieses- wichtigen Rechts geblieben war. 
Nicht mehr als Gesetz, 'wie. 1323, sondern als Einung, wie sie in den 
Territorien üblich war, ist der königliche Landfriede erlassen wor- 
den. Durch die Ausstellung von Teilbriefen für Bayern, Franken, 
Schwaben; Thüringen und die Rheinlande wurde der Territoriali- 
sierung weiterhin Rechnung getragen. Auch sonst zeigt der neue kö- 
nigliche Landfriede keineswegs originale Züge, er ist vielmehr, wie 
Lindner darlegte -IC� eine Erneuerung des fränkisch-baierischen Land- 
friedens von 1378, also gerade desjenigen, der zugunsten der Für- 

43 Vgl. dazu E. Bock, Monarchie, Einung und Territorium. im späteren Mittel- 
alter:. Hist. Vjschr.. 24,1929, S. 570. Dazu ferner K. S. Bader, S. 51. 

44 Reichstagsakten Bd. II, Nr. 135,142,145. 
45 H. Weige1, S. 199. 
46 Th. Lindner, Geschichte des deutschen Reiches unter König Wcnzel, Bd. II, 

Bd. II, S. 64. 
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sten den der Königsgewalt günstigeren Rothenburger Landfrieden 

, von f377 abgelöst hat. Die Handhabung und Kontrolle des. Land- 
friedens mußte Wenzel an den mächtigsten der Fürsten, den Rhein- 
pfalzgrafen; in Form der Landfriedenshauptmannschaft übertragen. 
Ruprecht erhielt die Vollmacht über den Frieden zu wachen und alle 
Sachen, die König und Reich angehen, zu erledigen47. Auch die Er- 
nennung der Obmärmerfür die Geschworenengerichte geschah durch 

. den Hauptmann. Insbesondere zeigt aber der Art. 35, der die Bünde 
ýerbietet, wie sehr der Landfriede als Rechtsinstitut unter'Wenzels 
Regierung ausgehöhlt, wurde und die königliche Landfriedenshoheit - 
zur inhaltslosen Formsache geworden war. Wenzel wollte durchaus 

. 
an dem Verlangen seiner Räte vom Jahuar in Mergentheim festhal- 
ten, da es heißt: 

�welche stat eine oder mere sich richtet *mit den fur- 

sten und herren..., eintweder gutlichen oder mit dem rechten', als . 
vor upserem rate geredet ist zu Mergentheim, dieselben.. 

*. mag man 
dann in unsern landfried nemen". Aber angesichts des \Viderstrebens 
der Fürsten und der Herren gegen eine solche Ausübung königlicher 
Oberhoheit mußte Wenzel'�die sachen alle lossen ligen" 18. Die Tei- 
digung der eigentlichen Streitpunkte zwischen Fürsten und Städten 
blieb auch jetzt diesen selbst überlassen. So hat zwar der Egerer 
Landfriede dem Städtebund ein Ende gemacht, aber doch nur um 
den Preis einer Anstrengung, durch welche die dem Landfrieden 
noch innewohnende Bindekraft empfindlich geschwächt und ihm die 
Möglichkeit weiterer Formentwicklung und -innerer Festigung ge- 
nommen wurde. Denn darin liegt der grundlegende. Unterschied der 
Entwicklung vor und nach 1376, daß vorher für die rein schwäbi- 
schen Städtebünde schwäbische Territoriallandfrieden errichtet wer- 
den konnten, in denen die königliche Landfriedenshoheit nicht näher 

-gewogen wurde, während nach 1376 sich die Städtebünde über ganz 
; Süddeutschland erstreckten und zur Eindämmung und Beseitigung 
ganz andere Landfriedensgewalt erforderten, 'als die tätsächlich, vor- ' 
handene. So konnte der König nach 1376 in den Reichslandfrieden 
nicht mehr die Obmänner für die Schieds- und Geschworenengerichte 
ernennen, was doch in den Territoriallandfrieden vorher die Regel 
gewesen ist. Die Politisierung des Landfriedens und die offene Preis- 
gabe der Friedensgewalt ist das: Fazit der Landfriedenspolitik Wen- 
zels. Von einer Recht und Ordnung schaffenden Reichsgesetzgebung, 
wie Deicke annimmt, kann keine Rede seinee. Gewiß haben die Des- 
organisation des Reiches und die aggressive Kraft der. Sonderbünde 
Wenzel vor eine schwierige Aufgabe, gestellt; aber im Vergleich zu 

47Reichstagsakten Bd. II, Nr. 117. 
48 Reichstagsakten Bd. II, Nr. 88. 
49 E. Deicke, Der Landfrieden von Eger, 1911, S. 30. 



46 Heinz Angermcier 

der still-zähen Landfriedenspolitik Karls IV. war es im Hinblick auf, 
das Ohnehin umstrittene Reichsrecht ein verhängnisvoller Fehler,.:. 
dieses zur Lösung rein politischer Probleme einzusetzen und die ge 
schwächte königliche Landfriedenshoheit in einem höchstungünsti- 
gen Augenblick aller Welt zu demonstrieren. Da das Königtum in 

'Landfriedensdingen, wie die Zeit Karls IV. zeigt, keine tatsächliche; 
sondern nur formale Macht geltend machen konnte, war es auch nicht 
angebracht, gerade durch den Landfrieden die königliche Stellung. 
und das Reichsrecht zu verteidigen: Denn damit politischen Bünden : 
zu begegnen konnte nur dem nützen, der den Landfrieden wirklich 
handhabte und kontrollierte. In der Tat waren die Fürsten die Sieger 
von'1389. 

Die: " Krise des deutschen Königtums im 14. Jahrhundert kann an 
vielen Stellenabgelesen werden; auch in der Regierung \Venzels mag 
man sie, vielleicht eindrucksvoller dokumentiert finden in der; Tat- 
sache, daß die Hausmachtpolitik an einem Punkt angekommen war, 
wo sie das Königtum nicht mehr stärkte, -sondern es dem Reich erit- : 
fremdete. Aber solche Aspekte, die die vornehmlich politisch-chrono- 
logische Betrachtung darbietet, werden. -doch . wieder vom gleißenden 
Licht zeitweiliger Erfolge vertuscht und geben Illusionen Raum. Die 
Entwicklung hingegen, die die Königsgewalt genommen und in der 
Reichslandfriedenshandhabung ihren Ausdruck gefunden hat; zeigt, 
'daß selbst das von Karl IV. so klug eingefädelte Spiel nur' noch 
wenig Aussicht auf, ein günstiges Ende hatte. Das Zeitalter der 
Reichsreform,, hier'und da schon bemerkbar, tritt nun ganz offen ins 
Blickfeld der deutschen Geschichte. Mag "der Ausgang der Regie- 
rung. Wenzels, als die Kurfürsten sich gegen den König auf die. 'dem 
Reich. gescliworenen. Eide beriefen50, das Ziel der Reichsreform an-': zeigen, der Landfriede. von Eger weist den Weg, der dorthin führt: 
denn nur über ein auch noch in seinem Recht bezwungenes Königtum.. 
konnte der Ausgleich bei der Handhabung 

. 
der Reichsgewalt seinen 

, 
Abschluß finden. 

60 Reichstagsaktcn Bd. III, Nr. 146. 


